
 

 1997 
   

 

 

Neue Möglichkeiten zur politischen Gestaltung 
der Informationsgesellschaft? 

Andreas Boes 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ein Forschungsansatz entsteht: Bausteine zu einem ganzheitlichen Konzept der Informatisierungsforschung  

Papers 



 

 

 

 

Die Anfänge des Forschungszusammenhangs IdGuZdA reichen weit zurück. Seit den 

1990er Jahren entstanden in  Zusammenarbeit von Andreas Boes, Rudi Schmiede und 

Andrea Baukrowitz Bausteine zu einem ganzheitlichen Konzept der Informatisierungs-

forschung. Nach mehr als zwei Dekaden rasanter technischer und sozialer Entwicklung 

lesen sie sich weiterhin erstaunlich aktuell. 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

Impressum 

© 2021 ISF München 

Inhalte dürfen ausschließlich unter Angabe der Quelle verwendet werden: 

Boes, Andreas (1997): Neue Möglichkeiten zur politischen Gestaltung der Informationsgesell-
schaft?, Marburg 

Titelbild: Shutterstock, eigene Bearbeitung 

Gestaltung: Karla Kempgens, work@karla-kempgens.de 

https://doi.org/10.36194/idguzdapapers-1997_003 

 

Weitere Informationen: 

www.isf-muenchen.de 

www.idguzda.de 

http://www.isf-muenchen.de/
http://www.idguzda.de/


 

3 

 

Neue Möglichkeiten zur politischen Gestaltung der  

Informationsgesellschaft? 

Einleitung 

Der Übergang zur Informationsgesellschaft gewinnt gegenwärtig auf der Basis eines um-

fassenden Produktivkraftsprungs deutlich an Kontur. Damit zeichnet sich ein gesell-

schaftlicher Umwälzungsprozeß ab, der – alle Bereiche der Gesellschaft erfassend – in 

eine neue Formation der kapitalistischen Entwicklung mündet. 

Äußerer Ausdruck dieser Entwicklung ist die Ausbreitung der Computertechnologie und 

die zunehmende Bedeutung immaterieller Produkte, die Verschiebung der Arbeitskräf-

testruktur und die Veränderung der Wertschöpfungsketten, der Wandel der Branchen-

struktur, der Konsummöglichkeiten und der Kommunikationsmedien. Im Kern dieser 

Entwicklung steht eine qualitative Veränderung der gesellschaftlichen Produktionspro-

zesse: die Informationsebene, die seit Beginn der kapitalistischen Entwicklung eine zu-

nehmende Bedeutung zur Steuerung und Kontrolle der Produktionsprozesse erfährt, er-

hält mit der Schaffung eines informationstechnisch gestützten Informationsraums eine 

neue Gestalt. Diese Entwicklung markiert einen qualitativen Sprung in der Informatisie-

rung der Gesellschaft, mit dem die vormals auf die Unternehmensgrenzen beschränkten 

Informationssysteme aus ihrer funktionalen Begrenzung herausgehoben werden, nun 

durchgängig alle Lebensbereiche im weltweiten Maßstab durchziehen und soziale Inter-

aktionen bereichsübergreifend und weitgehend unabhängig von Zeit und Raum ermögli-

chen. Die Ökonomisierung der Lebenswelt sowie die Globalisierung von Produktionspro-

zessen erhalten durch den Informationsraum ihre neue materielle Grundlage. 

Dieser gesellschaftliche Umwälzungsprozeß wird von den politisch Verantwortlichen 

bisher nicht ausreichend ernst genommen. Trotz aller öffentlichen Aufmerksamkeit, die 

dem Thema mittlerweile gewidmet wird, scheint es so, daß diese Entwicklung in erster 

Linie eine Angelegenheit für Technikspezialisten sei. 

Statt über gewollte oder zu vermeidende gesellschaftliche Entwicklungen zu sprechen 

und einen großen gesellschaftlichen Diskurs über die Zukunft zu führen, wird in fast 

kindlicher Euphorie über „Datenautobahnen“ und „Multimedia“ fabuliert. Und hat man 

sich die wesentlichen Begriffe erstmal angeeignet, spaltet sich die Gesellschaft nur noch 

in solche, die das neue Spielzeug „gut“ finden, und solche, die es „blöd“ finden. Das ei-

gentliche Thema, um das es gehen müßte, nämlich die Zukunft dieser Gesellschaft, wird 

damit ausgeblendet. 

Diese technizistische Verkürzung des Informationsgesellschaftsdiskurses begünstigt die 

Durchsetzung neoliberaler Konzepte. Deren Leitvorstellungen entsprechend gilt es im 

Übergang zur Informationsgesellschaft der technologischen Entwicklung – insbesondere 

im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien (IuK) – eine möglichst 

reibungslose und damit schnelle Diffusion zu ermöglichen. Sie gehen dabei von der Prä-

misse aus, daß die technologische Entwicklung – wenn man sie nur unter „Marktbedin-

gungen“ möglichst friktionsfrei zur Entfaltung kommen lasse – automatisch eine positive 
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Entwicklung zu mehr wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit und gesellschaftlichem 

Wohlstand zugleich mit sich bringe. 

Demgegenüber tun sich die oppositionellen Parteien bisher schwer, dem neoliberalen 

Entwicklungsmodell eine Alternative entgegenzustellen. Das vorgelegte Gutachten sollte 

einen Beitrag dazu leisten, diesen Mangel zu beheben. Dazu wird mit Blick auf das The-

menfeld „Veränderungen der gesellschaftlichen Arbeit“ der aktuelle Stand des Informa-

tionsgesellschaftsdiskurses analysiert, um aufbauend darauf zentrale politische Heraus-

forderungen für eine sozialverträgliche Gestaltung dieses gesellschaftlichen Umwäl-

zungsprozesses zu benennen. 

Historie des Informationsgesellschaftsdiskurses 

Die Diskussion um das Herannahen der Informationsgesellschaft erlebt gegenwärtig ih-

ren dritten Frühling. Beim ersten Mal wurde das Thema von Wissenschaftlern aufgeru-

fen, die sich angesichts der offensichtlich werdenden Krisentendenzen in den kapitalisti-

schen Hauptländern seit den 60er Jahren um einen gesellschaftlichen Ausweg aus der 

Misere jenseits einer sozialistischen Umwälzung bemühten. Seitdem befindet sich der 

Kapitalismus, diesen Konzepten folgend, weltweit auf dem Weg in die „post-industrielle 

Gesellschaft“, die „Informationsgesellschaft“ oder die „Dienstleistungsgesellschaft“. Die-

se Überlegungen bilden seit den 60er Jahren einen großen Vorrat an visionären Leitvor-

stellungen, auf den im Laufe der letzten 30 Jahre immer wieder zurückgegriffen wurde, 

um strategische Optionen der gesellschaftlichen Entwicklung zu umreißen. 

In der zweiten Phase wurden diese Konzepte gründlich „verbestsellert“ (Kleinsteuber). 

Die ehemals durchaus um wissenschaftliche Seriosität bemühte Diskussion wurde so 

schnell zu einem modischen Geschwätz, bei dem verschiedene Begründungselemente 

aus dem alten Konzept herausgelöst und gebetsmühlenartig wiederholt wurden. Für die 

Wissenschaft hatte das Konzept der Informationsgesellschaft zu dieser Zeit die Attrakti-

vität weitgehend verloren. 

Die dritte Phase des Informationsgesellschaftsdiskurses wurde von den Regierungen der 

USA und der Kommission der EU eingeläutet. Sie erklärten den Übergang zur Informa-

tionsgesellschaft zum strategischen Ziel der weiteren Entwicklung. Spätestens seitdem 

bekommt das Thema „Informationsgesellschaft“ zumindest auf der Ebene politischen 

Handelns materielle Gewalt. Unterschiedlichste Aktivitäten in verschiedenen Politikbe-

reichen erhalten so eine orientierende Klammer, Aktivitäten in vielen gesellschaftlichen 

Bereichen werden unter dem Entwicklungsziel „Informationsgesellschaft“ zusammenge-

faßt. Das Thema greift zunehmend Raum in der öffentlichen Debatte. 

Im Sog dieser politischen Initiativen entsteht aktuell ein schnell wachsender Bedarf an 

Begründungszusammenhängen und wissenschaftlicher Absicherung, der vom traditio-

nellen Wissenschaftssystem aufgrund fehlender gesellschaftstheoretischer Konzepte 

bisher nicht erfüllt werden konnte. Der Markt der Publikationen und die Diskussion in 

der Öffentlichkeit speisen sich daher keineswegs aus einem breiten wissenschaftlichen 

Fundus. Die Diskussion wird in vorderster Linie von Wissenschaftlern und Instituten aus 

dem Bereich der Politikberatung bestimmt. Dabei werden in der Regel Literaturstudien 

und kurze Expertisen vorgelegt, die – den Aufträgen entsprechend – vor allem daran 
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orientiert sind, Erkenntnisse für eine schnelle und praktikable Umsetzung durch politi-

sche Entscheidungsträger aufzubereiten. Eine tiefergehende wissenschaftliche Reflexion 

ist hier im Regelfall nicht vorgesehen. 

Dies hat problematische Konsequenzen, wird damit doch sowohl die öffentliche Diskus-

sion als auch die Entwicklung des politischen Systems in einer falschen Sicherheit ge-

wiegt. Denn dort, wo es beim gegebenen wissenschaftlichen Erkenntnisstand notwendig 

wäre, Fragen aufzuwerfen und Forschungskonzepte mit viel wissenschaftlichem Auf-

wand zu reformulieren, werden vorschnell Antworten gegeben, die bei genauerer Be-

trachtung oft nicht allzu viel Substanz haben. So entsteht der Eindruck, als wären die 

wichtigsten Fragen schon gelöst – während sie in Wirklichkeit noch nicht einmal richtig 

gestellt sind. 

Verschiebung der Kräfteverhältnisse und Stagnation in der BRD? 

Dieses politische Projekt zur Schaffung der Informationsgesellschaft trug von Beginn an 

den Stempel neoliberaler Dominanz. Insbesondere auf der europäischen Ebene gelang 

es den neoliberalen Kräften schnell, die Essentials ihres Konzepts in den wichtigen Do-

kumenten der EU festzuschreiben. Der 1994 erschienene Bangemann-Bericht scheint 

geradezu einem Lehrbuch des Manchesterliberalismus entsprungen, so ungebrochen 

reproduziert er diese Überlegungen als Empfehlungen für die weiteren Aktivitäten der 

EU zur Schaffung der Informationsgesellschaft. 

Diese Auffassung prägt bis ins Jahr 1996 die politischen Stellungnahme und Aktionspro-

gramme auf der EU-Ebene. Doch seitdem läßt sich in Ansätzen eine Akzentverschiebung 

in allen Dokumenten erkennen. Insbesondere die Stellungnahmen der Gruppe hochran-

giger Experten wenden sich pointiert gegen die neoliberale Grundauffassung und formu-

lieren in Ansätzen ein alternatives Entwicklungsverständnis. Sie stellen die soziale Frage 

und nicht die schnelle Diffusion neuer Technologien ins Zentrum ihrer Überlegungen 

und plädieren für ein aktives politisches Eingreifen. Damit zeichnet sich seit letztem Jahr 

auf der europäischen Ebene eine Abkehr von der reinen Deregulierungsorientierung ab 

und eine Hinwendung zu einem aktiv gestaltenden staatlichen Eingreifen mit dem Ziel, 

den technologischen Prozeß sozial einzubetten. 

Diese Verschiebung der Kräfteverhältnisse ist in dieser Deutlichkeit in der BRD bisher 

ausgeblieben. Hier dominieren weiterhin die neoliberalen Vorstellungen das politische 

Handeln. Auch wenn sich die Anzeichen mehren, daß sich die „politische Großwetterla-

ge“ auch hinsichtlich des Themenfelds „Informationsgesellschaft“ gedreht hat, ist ein al-

ternatives politisches Konzept bisher nicht zu erkennen. Das ist umso verwunderlicher, 

als die amtierende Regierung die Diskussion bis heute im Vergleich zur EU nur halbherzig 

führt. Indizien dafür sind der verzögerte Beginn der öffentlichen und politischen Debatte 

sowie die nur zögerliche Verwendung des Begriffs „Informationsgesellschaft“. Stattdes-

sen wird hier eher die Zahl „21“ – und damit der Übergang ins 21. Jahrhundert – zum 

Fixpunkt der Zukunftsgestaltung. Da kommen wir allerdings auch ohne das Zutun dieser 

Regierung hin. 
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Stand der Diskussion zum Thema „Arbeit in der Informationsgesellschaft“ 

Mit der beschriebenen Verschiebung der Kräfteverhältnisse tritt im Laufe des letzten 

Jahres insbesondere auf der europäischen Ebene die soziale Frage mehr in den Mittel-

punkt. An die Stelle der beschriebenen technizistischen Verkürzungen tritt eine umfas-

sendere Problemwahrnehmung und der neoliberale „Kurzschluß“, wonach eine schnel-

lere Technikdiffusion mehr Wachstum und damit mehr sozialen Wohlstand bedeute, 

verliert an Attraktivität. Während das Thema „Wandel der gesellschaftlichen Arbeit“ bis-

her weitgehend hinter technizistischen Visionen verborgen war und lediglich als „Initia-

tive zur Schaffung von Telearbeitsplätzen“ das Licht der Öffentlichkeit erblickte, traten 

nun auch soziale Fragen in den Vordergrund. Damit entwickelt sich auch zugleich eine 

etwas kritischere Sicht auf die Entwicklung. 

Beschäftigungsentwicklung 

Hinsichtlich der Beschäftigungswirkungen der Informationsgesellschaft standen lange 

Zeit Prognosen im Mittelpunkt, die – ähnlich wie der Cecchini-Bericht, der ja bekanntlich 

Mitte der 80er Jahre ein Wirtschaftswachstum von 6% durch die Schaffung der EG vo-

raussagte – insbesondere darauf zielten, die geplanten Deregulierungsaktivitäten zu le-

gitimieren. Mittlerweile weichen diese „Jubelstudien“ seriöseren Prognosen, die trotz 

verschiedener Beschönigungsversuche deutlich machen, daß die Beschäftigungsentwick-

lung unter den gegebenen politischen Bedingungen in den nächsten zehn bis 15 Jahren 

per Saldo weiter negativ sein wird, auch wenn in den High-Tech-Branchen der Informa-

tionsgesellschaft hier und da zusätzliche Arbeitsplätze entstehen könnten. 

Wandel der Raum-Zeit-Strukturen 

Ebenso wird auch die im Wandel der Produktionsstrukturen liegende Problematik zu-

nehmend deutlicher. Im Kern dieser Entwicklung steht eine qualitative Veränderung der 

gesellschaftlichen Produktionsprozesse durch die Schaffung eines informationstechnisch 

gestützten, international verfügbaren Informationsraums. Auf dieser neuen Produktiv-

kraftbasis entstehen Unternehmen, die in einem feinen Geflecht von zentraler Steue-

rung und dezentraler Verantwortung im Weltmaßstab „wie aus einem Guß“ agieren. 

Beispiele hierfür sind Entwicklerteams, die über die Welt verteilt sind und dennoch in 

einem Projekt zusammenarbeiten, oder „virtuelle Unternehmen“, die in einem Teil der 

Welt voll ausgerüstet präsent sein können, obwohl sie dort nur die kundennahen Ge-

schäftsfunktionen physisch aufgebaut haben, während sich die übrigen Abteilungen in 

anderen Teilen der Welt befinden. 

Bisher wurde diese Entwicklung lediglich unter dem Stichwort „Telearbeit“ diskutiert, 

ohne allerdings die damit verbundenen Probleme für die Beschäftigten zu benennen. 

Mittlerweile wird aber zunehmend deutlich, daß sie die Grundfesten des Verständnisses 

von Produktion und Konsumtion sowie der damit einhergehenden institutionellen Rege-

lungsformen unterminiert. Damit entsteht die Gefahr, daß große Teile des über mehr als 

hundert Jahre entwickelten Regelungssystems zwischen Kapital und Arbeit sowie des 

davon geprägten sozialen Sicherungssystems nicht mehr greifen. Besonders augenfällig 

ist dies mit Blick auf die Veränderung des Betriebsbegriffs und des Status des abhängi-

gen Beschäftigten. 
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Qualifizierung und berufliches System 

Die Mehrzahl der politischen Dokumente, die zur Schaffung der Informationsgesellschaft 

vorgelegt wurden, gehen davon aus, daß mit diesem gesellschaftlichen Umwälzungspro-

zeß ein erhöhter Qualifizierungsbedarf entsteht, der sowohl für die schulische als auch 

für die berufliche Ausbildung zu einer großen Herausforderung werden wird. Während 

die Ausweitung der Qualifikationsmaßnahmen von neoliberaler Seite ursprünglich vor 

allem als Mittel der Akzeptanzsicherung vorgeschlagen wurde, wird die Qualifizierung 

gegenwärtig zu einem der wichtigsten Felder aktiver politischer Gestaltung. 

Im Gegensatz zu allen anderen Themenbereichen herrscht hier mittlerweile Konsens bis 

ins konservative Lager, daß mit dem zunehmenden Einsatz neuer IuK-Technologien in 

nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen ein erhöhter Qualifizierungsbedarf zu erwar-

ten ist. Mehr als in anderen Themenfeldern besteht hier daher Einvernehmen im politi-

schen System über die Notwendigkeit zur Ausweitung der Bildungsaktivitäten. Die For-

derung nach mehr „Medienkompetenz“ wird allgemein erhoben und Aktionen wie die 

Initiative „Schulen ans Netz“ erfreuen sich daher grundsätzlich einer hohen Akzeptanz 

bei fast allen Akteuren. Weiterhin ist das (überraschende) Festhalten nahezu aller politi-

schen Kräfte am Berufeprinzip und den damit verbundenen institutionellen Arrange-

ments ein nicht zu unterschätzender Punkt. Bietet sich so doch die Möglichkeit, einen 

zentralen Aspekt der Arbeits- und Sozialordnung mit mehr politischem Gewicht gegen 

weit verbreitete Deregulierungsanstrengungen zu schützen. 

Soziale Spaltung 

Systematisch unterschätzt werden dagegen weiterhin die Spaltungstendenzen, die sich 

im Übergang zur Informationsgesellschaft für die Sozialstruktur abzeichnen. Zwar wird 

verschiedentlich auf dieses Problem verwiesen und die Spaltung in „Wissende“ und 

„Nicht-Wissende“ oder die Gefahr der Ausgrenzung von gesellschaftlichen Problemgrup-

pen problematisiert, das ganze Ausmaß der Entwicklung scheint mir hier aber noch nicht 

erkannt. 

Im Übergang zur Informationsgesellschaft werden die seit vielen Jahren wahrnehmbaren 

Tendenzen einer sozialen Polarisierung und Segmentierung in der Gesellschaft weiter 

verstärkt werden. Dabei wirkt sich die fortschreitende Informatisierung in zweifacher 

Weise negativ aus: Einerseits ist davon auszugehen, daß hierin auch ein deutlich stei-

gendes Rationalisierungspotential liegt, das zu Freisetzungseffekten führt, und anderer-

seits entstehen mit der fortschreitenden Informatisierung weitere Segmentierungskrite-

rien, entlang derer sich Spaltungstendenzen der Gesellschaft konturieren können. Insbe-

sondere für die Beschäftigten, die jenseits der Informationsebene arbeiten, sind in Zu-

kunft deutlich schlechtere Zugangsmöglichkeiten zu gut bezahlten Berufen zu erwarten, 

und selbst für die Beschäftigten, die in den High-Tech-Zentren beschäftigt sind, sind wei-

tere Polarisierungen wahrscheinlich. 

Insgesamt ist eine doppelte Spaltung der Gesellschaft zu erwarten. Durch lange Arbeits-

losigkeit und andere Formen der sozialen Ausgrenzung droht am unteren Ende der Ge-

sellschaft ein Segment von Menschen zu entstehen, die dauerhaft marginalisiert sind. 

Deren Wiedereinstiegschancen werden umso geringer, je stärker das Produktivitäts-

potential der neuen Technologien zu greifen beginnt. Oberhalb dieses Segments entwi-
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ckelt sich gegenwärtig auch in der BRD eine Gruppe von Beschäftigten, die – durchaus 

qualifiziert – nur noch eine Anstellung als geringfügig Beschäftigte, Leih- und Zeitarbeiter 

oder Teilzeitarbeitskräfte oft unterhalb des Existenzminimums erhalten. Diese haben 

zwar meist Arbeit, können sich davon aber immer weniger reproduzieren. Sie sind bei-

spielsweise aufgrund ihres Qualifikationsprofils, ihres Alters oder ihres Geschlechts nicht 

in der Lage, in den „inneren Ring“ der internen Arbeitsmärkte der Betriebe vorzustoßen, 

und sind deshalb hochgradig bedroht, die Folgen der zunehmenden internationalen 

Ausbeutung am eigenen Leibe zu erfahren. 

Anforderungen an die Politik 

1. Der Übergang zur Informationsgesellschaft sollte nicht nur als politisches Projekt 

neoliberaler Kreise, sondern vor allem als qualitativer Umwälzungsprozeß des Kapita-

lismus ernst genommen werden. Dies beinhaltet zwingend, sich ein eigenes gesell-

schaftstheoretisches Verständnis dieser Entwicklung zu erarbeiten, um Konzepte und 

Programme jenseits der modischen Debatten autonom entwickeln zu können. 

2. Der Diskurs um die Informationsgesellschaft ermöglicht die Initiierung einer längst 

überfälligen Zukunftsdebatte in unserer Gesellschaft, die – über das tagespolitische 

Kleinklein hinaus – Horizonte eröffnet und eine Debatte um gemeinsame gesell-

schaftliche Zielstellungen ermöglicht. Durch die Akzentverschiebung auf der europäi-

schen Ebene haben sich die Chancen verbessert, diesem Diskurs eine Richtung auf 

das Ziel einer sozialen Gestaltung zu geben. Dies aufzugreifen und in der bundes-

deutschen Debatte politisch nutzbar zu machen ist eine vordringliche Aufgabe. 

3. Die Verhinderung einer weiteren sozialen Spaltung der Gesellschaft ist nach meiner 

Überzeugung die zentrale politische Herausforderung im Übergang zur Informations-

gesellschaft. Dieses Ziel gilt es in den Mittelpunkt aller politischen Bestrebungen zu 

stellen und zum inhaltlichen Fixpunkt bei der Weiterentwicklung der politischen Pro-

grammatik zu machen. 
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